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Gemeinsame Pressemitteilung, 2. Juni 2022 

 

Atomanlagen vergessen: Antiatomkraft-Initiativen und 
Verbände kritisieren schwarz-grüne Sondierungsgespräche 
und mahnen „echten“ Atomausstieg auch in NRW an!  

Wirtschaftsministerium relevant für den Atomausstieg 

Anti-Atomkraft-Initiativen aus NRW sowie der Bundesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU), die IPPNW und die BUND Regionalgruppe Münsterland (Bund 
für Umwelt und Naturschutz) kritisieren die Ergebnisse der bisherigen Gespräche 
zwischen CDU und Bündnis 90 / Die Grünen nach der NRW-Landtagswahl. Scharfe 
Kritik wird besonders an dem Sondierungspapier geübt, in dem CDU und Grüne 
überhaupt nichts zu den zahlreichen Atomanlagen in NRW sowie zu den häufigen 
Atomtransporten zwischen Rhein und Weser fixiert haben.  

„Nach fünf Tagen Sondierungsgesprächen gibt es für einen möglichen echten 
Atomausstieg in NRW in dem Sondierungspapier nur eine Leerstelle. Das ist ein 
Skandal, gerade für die Glaubwürdigkeit der Grünen“, betont Peter Bastian vom 
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen. „Wir hoffen, dass die Atomanlagen 
jetzt bei den Koalitionsverhandlungen Gegenstand intensiver Beratungen werden.“ 

Die Bürgerinitiativen und Verbände fordern CDU und Bündnis 90 / Die Grünen auf, den 
NRW-Atomausstieg im Koalitionsvertrag zu fixieren und konkrete Handlungsschritte 
für alle Atomstandorte festzuschreiben. Auch Transit-Atomtransporte durch NRW, 
zum Beispiel von Hamburg nach Frankreich, sollen unterbunden werden. Um ihren 
Forderungen Nachdruck zu verleihen, werden die Initiativen und Verbände ihren 
Protest gegen die Atomanlagen in NRW (und anderswo) konsequent fortsetzen. Und 
so wird z. B. wie immer am ersten Sonntag im Monat jetzt auch am Pfingstsonntag 
(5.6.2022) ein Sonntagsspaziergang der Anti-Atomkraft-Initiativen an der Gronauer 
Uranfabrik stattfinden: 14 Uhr, Röntgenstraße 4. 

 



Sondierungspapier: Alle NRW-Atomstandorte nicht erwähnt 

In NRW befinden sich zahlreiche alte und neue Atomanlagen – alle Standorte blieben im 
Sondierungspapier unerwähnt: Die bundesweit einzige Urananreicherungsanlage in Gronau, 
das Atommüll-Zwischenlager in Ahaus, das Zwischenlager mit 152 Atommüll-Castoren auf 
dem Gelände des Jülicher Forschungszentrums (FZJ) und in unmittelbarer Nähe des FZJ: 
Die Urenco-Tochter ETC, die Uranzentrifugen entwickelt und teilweise produziert. Weiterhin 
das geplante bundesweite Atommülllogistikzentrum auf dem Gelände des ehemaligen 
Atomkraftwerks Würgassen im Kreis Höxter. Die Initiativen und Verbände befürchten, dass 
diese und weitere NRW-Atomstandorte in NRW (AKW-Ruine in Hamm, Atomschrott-
verarbeitung in Krefeld) bei den Koalitionsverhandlungen völlig unter den Tisch fallen. 

Folgend einige Detailinformationen zu den Atomstandorten 
Gronau, Ahaus, Jülich und Würgassen 

Mit Uran aus Gronau werden Atomkraftwerke in aller Welt betrieben 

Die Urananreicherungsanlage der Firma Urenco in Gronau hat bisher eine unbefristete 
Betriebsgenehmigung. Der dort stets anfallende und unter freiem Himmel lagernde Uranmüll 
verdeutlicht, dass die atomare Problematik und der Umgang mit dem Atommüll immer 
schwieriger wird, wenn jetzt nicht gehandelt wird. „Die Initiativen und Verbände erinnern 
daran, dass 2005 unter rot-grünen Regierungen in Düsseldorf und Berlin eine 
Kapazitätserhöhung bei der Gronauer Urananreicherungsanlage sowie eine Halle für 60.000 
Tonnen Uranmüll genehmigt wurden. Diesen historischen Fehler muss die neue 
Landesregierung endlich korrigieren und die Urananreicherungsanlage unverzüglich 
schließen“ so Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau und Vorstandsmitglied 
des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU). 
 
Belieferung von AKW in der Ukraine 
 
Urenco beliefert auch die Ukraine mit angereichertem Uran, das in der Lieferkette von der 
Firma Westinghouse im schwedischen Västeras zu Brennelementen verarbeitet wird, um von 
dort an die ukrainischen Atomkraftwerke geliefert zu werden. Diese Zusammenarbeit 
zwischen Urenco und der Ukraine wurde 2021 noch ausgeweitet. Mit dem russischen 
Angriffskrieg und den Bombardierungen sind nukleare Katastrophen möglich, das hat der 
Bombeneinschlag im AKW Saporischchja gezeigt. „Atomkraftwerke werden damit zu einem 
inakzeptablen und nicht kalkulierbaren Risiko“, so Dr. Angelika Claußen von den 
Internationalen Ärzt:innen zu Verhütung des Atomkriegs (IPPNW). „Die neue 
Landesregierung muss daher schnellstmöglich und zusammen mit der Bundesregierung für 
eine Entflechtung von Urencos Lieferketten in Kriegsgebiete sorgen. Damit steht die 
Beendigung der Urananreicherung in Gronau erneut auf der Tagesordnung“.  

Uranfabrik der Urenco rechtssicher schließen 

Gutachten belegen, dass eine rechtssichere Stilllegung der Urananreicherung möglich ist. 
Und sie ist nicht nur möglich, sondern dringend geboten, um drohenden Schaden 
abzuwenden und eben den Atomausstieg in NRW komplett zu machen. Gerade die Grünen 
dürfen nicht zulassen, dass die ganze Welt aus NRW mit Uranbrennstoff beliefert wird. Um 
einen echten Atomausstieg zu erreichen, sollten die Grünen die Übernahme des NRW-
Wirtschaftsministeriums anstreben, betonen die Initiativen und Verbände. Das 
Wirtschaftsministerium stellt in NRW die Atomaufsicht und hat in der Vergangenheit die 
Genehmigungen zum (Aus)Bau und Betrieb der Gronauer Uranfabrik erteilt. 
 



Keine weiteren Atommülltransporte nach Ahaus / Zwischenlagerneubau in 

Jülich 

Die Bürgerinitiative „Kein Atommüll in Ahaus“ und das Aktionsbündnis „Stop Westcastor“ 
Jülich haben die Entwicklungen in Ahaus und Jülich fest im Blick. Die geplanten 
Atommülltransporte von hoch angereichertem Atommüll von München / Garching nach 
Ahaus müssen verboten werden. Die Reaktorbetreiber des Forschungsreaktor München II 
(FRM II) betreiben mit Unterstützung der bayerischen Staatsregierung den Reaktor seit 
Jahren illegal, da wichtige Auflagen der Betriebsgenehmigung nicht eingehalten wurden und 
werden. 
 
Marita Boslar vom Aktionsbündnis "Stop Westcastor": „In der Vergangenheit hat das 
Forschungszentrum Jülich keine Verantwortung für ihren Atommüll übernommen. Der jetzige 
Betreiber - die Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen - wartet auf eine 
Exportgenehmigung in die USA oder eine Transportgenehmigung nach Ahaus und verzögert 
so mit dem Jülicher Forschungszentrum seit mehr als zehn Jahren den Neubau eines 
möglichst sicheren Zwischenlagers." 
 
Das FZJ hat als treibende Kraft der Kugelreaktoren eine Verantwortung zur 
endlagergerechten Konditionierung aller Kugelbrennelemente. Darum muss sich die 
Landesregierung endlich kümmern. 
 
Weiter darf die Verlängerung der Laufzeiten um 50-70 Jahren für das Zwischenlager in 
Ahaus und die Verlängerung der CASTOR Genehmigungen nicht unkontrolliert ablaufen. Da 
muss das NRW-Wirtschaftsministerium aufmerksam prüfen und kompetent mitwirken. Auch 
hierzu sollten Details im Koalitionsvertrag festgehalten werden. 
 

Das zentrale Atommüll-Bereitstellungslager in Würgassen (NRW) für das 
Endlager Schacht Konrad (Niedersachsen) stoppen  
 
Dass sich über die Kritik zum in Würgassen geplanten ersten Bereitstellungslager für ein 
Endlager, welches 90% aller deutschen Atomabfälle durchlaufen soll, nicht eine Zeile im 
Sondierungspapier findet, ist für die Bürgerinitiative „Atomfreies 3-Ländereck“  ernüchternd. 
Würde die gigantische Anlage im hochwassergefährdeten Gebiet an der Weser errichtet, 
würde der abgelegene Ort fern von überregionalen Verkehrsanbindungen NRW zum 
zentralen Umschlagplatz für nahezu sämtlichen Atommüll Deutschlands machen. Die 
Standortauswahl erfolgte dabei ohne öffentliche Beteiligung und entgegen vieler 
sicherheitsrelevanter Kriterien. Kein Wunder, dass sich mit Klaus Töpfer (CDU) und Jürgen 
Trittin (Bündnis 90/ Die Grünen) gleich zwei ehemalige Bundesumweltminister aus völlig 
unterschiedlichen politischen Lagern öffentlich gegen das Vorhaben in NRW aussprechen. 
Das muss sich jetzt auch im neuen NRW-Koalitionsvertrag widerspiegeln. Zudem sind erst 
vor wenigen Tagen die Staatssekretäre des Bundesumweltministeriums Stefan Tidow und 
Christian Kühn vor Ort gewesen, um sich aus erster Hand über die aufgezeigten Mängel zu 
informieren. Umso verwunderlicher ist, dass die betroffene Landesregierung in Düsseldorf 
das Vorhaben bis dato unkommentiert hingenommen hat.“ 
 
 
Weitere Informationen: https://bbu-online.de, https://sofa-ms.de,  https://bi-ahaus.de,  
https://www.ippnw.de,  https://www.westcastor.org,  https://urantransport.de,  
https://www.atomfreies-dle.de, https://www.reaktorpleite.de, http://www.antiatombonn.de, 
http://www.antiatom-buendnis-niederrhein.de  


